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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Martin Stümpfig, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Dr. Christian 
Magerl, Thomas Mütze, Markus Ganserer, Rosi 
Steinberger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Energiewende ist Klimaschutz:   
Die richtigen Rahmenbedingungen für Mieter-
strommodelle jetzt einführen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf allen 
Ebenen für die unverzügliche Einführung eines erfolg-
reichen Mieterstromgesetzes einzusetzen. 

Dabei sollen folgende Aspekte besonders berücksich-
tigt werden: 

─ Befreiung von Lieferantenpflichten für Betreiberin-
nen und Betreiber von Photovoltaikanlagen mit ei-
ner Leistung von weniger als 10 Kilowatt Peak 
(kWp), 

─ Ausweitung des räumlichen Zusammenhangs auf 
benachbarte Häusergruppen, 

─ Abschaffung der förderfähigen Obergrenze von 
100 kWp, 

─ Gewährleistung von bestehenden Steuerprivile-
gien der Wohnungsunternehmen auch mit dem ge-
werblichen Betrieb von Photovoltaikanlagen, 

─ Zulassung des Summenzählermodells zur Ab-
rechnung bei Mieterstrommodellen anstelle von 
verpflichtender Umrüstung auf Smart-Meter-Sys-
teme. 

Begründung: 

Eine erfolgreiche Energiewende ist der Garant für 
effektiven Klimaschutz. Durch diverse Änderungen 
der rechtlichen Rahmenbedingungen auf Bundes- und 
Landesebene ist die Energiewende aber ins Stocken 
geraten. Gerade der Ausbau der Photovoltaik ist in 
der Vergangenheit massiv gestört worden. Es ist 
höchste Zeit, hier gegenzusteuern. Die Initiative der 
Bundesregierung für ein Gesetz zur Förderung von 
Mieterstrom kommt spät, weist aber in die richtige 
Richtung. Trotzdem enthält der Vorschlag einige Fall-
stricke, die in ihrer jetzigen Form den Erfolg eines 
solchen Gesetzes verhindern würden. 

Die geplante Gleichbehandlung von Kleinstprojekten 
und großen Energieversorgern führt zu einem unver-
hältnismäßigen Arbeitsaufwand. Durch die Einführung 
einer Bagatellgrenze für Anlagen bis zu 10 kWp sollen 
bestimmte Meldungs- und Mitteilungspflichten entfal-
len. 

Im Sinne einer effizienten Nutzung von Solarstrom 
und einer Steigerung der Eigenverbrauchsquote sol-
len zudem auch Projekte innerhalb benachbarter Ge-
bäudeeinheiten gefördert werden, solange der Strom-
austausch nicht über das öffentliche Netz erfolgt. In 
diesem Zusammenhang sollen auch größere Projekte 
über 100 kWp gefördert werden. 

Eine Reform des Körperschafts- und Gewerbesteuer-
gesetzes soll sicherstellen, dass Wohnungsunter-
nehmen weiterhin steuerbefreit bleiben, unabhängig 
davon, ob sie eine Photovoltaikanlage betreiben, die 
nach dem Mieterstromgesetz gefördert wird.  

Um Mieterstromprojekte unkompliziert und schnell auf 
den Weg zu bringen sollen keine übertriebenen An-
forderungen an den Betrieb der Messstellen gestellt 
werden. Eine verpflichtende Umstellung auf Smart-
Meter-Systeme auch für Unterzähler von Wohnpartei-
en, die keine Versorgung durch eine Mieterstromanla-
ge wünschen, würde zu unkalkulierbaren Kosten füh-
ren und den Betrieb an sich unrentabel machen. 

 



Sonst habe ich nur noch Regularien zu erfüllen. Ab-
stimmungen finden jetzt keine mehr statt. Die Dring-
lichkeitsanträge auf den Drucksachen 17/16319 bis 
17/16322, 17/16324 und 17/16325 sowie 17/16343 
und 17/16344 werden in die zuständigen federführen-
den Ausschüsse verwiesen. 

Nun gebe ich noch gemäß § 26 Absatz 2 unserer Ge-
schäftsordnung die Neubesetzung des Haushaltsaus-
schusses bekannt: Herr Kollege Ludwig Hartmann 
übernimmt den freien Sitz der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN im Ausschuss für Staatshaushalt und 
Finanzfragen. 

Dann gebe ich noch das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, Ilona 
Deckwerth und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Familienpolitischer Verantwortung endlich gerecht 
werden: 10-Punkte-Programm ‚Familien stärken‘!", 
Drucksache 17/16317, bekannt. Mit Ja haben ge-
stimmt 27, mit Nein haben gestimmt 91. Stimmenthal-
tungen gab es 15. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Nun unterbreche ich die Sitzung noch kurz, bis wir 
das Stimmergebnis haben, dann kann ich Sie in die 
Osterferien verabschieden. Wer es aber eilig hat, zum 
Zug zu kommen, der kann schon gehen.

(Unterbrechung von 17.38 bis 17.39 Uhr)

Ich nehme die Sitzung wieder auf. Ich gebe jetzt das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt zum 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwan-
ger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 
und anderer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-
fend "Dritter Nationalpark: Nicht weiter Streit in die 
Regionen tragen – mit Steuergeld sorgsam umge-
hen!", Drucksache 17/16318. Mit Ja haben gestimmt 
10, mit Nein haben gestimmt 117. Stimmenthaltungen: 
4. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Nun folgt noch das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Dringlichkeitsantrag der Abgeord-
neten Markus Rinderspacher, Florian von Brunn, 
Klaus Adelt und anderer und Fraktion (SPD) betref-
fend "Ja zum dritten Nationalpark in Bayern!", Druck-
sache 17/16341. Mit Ja haben gestimmt 42, mit Nein 
haben gestimmt 85. Stimmenthaltungen: 3. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Damit schließe ich die Sitzung. Ich wünsche Ihnen 
schöne Osterfeiertage, und kommen Sie danach ge-
sund und munter wieder.

(Schluss: 17.39 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/16319 

Energiewende ist Klimaschutz: Die richtigen Rahmenbedingun-
gen für Mieterstrommodelle jetzt einführen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Martin Stümpfig 
Mitberichterstatter: Sandro Kirchner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 66. Sitzung am 11. Mai 2017 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 160. Sitzung am 22. Juni 2017 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Martin Stümpfig, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen 
Mistol, Gisela Sengl, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Markus 
Ganserer, Rosi Steinberger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Drs. 17/16319, 17/17468 

Energiewende ist Klimaschutz: Die richtigen Rahmenbedingun-
gen für Mieterstrommodelle jetzt einführen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner Sitzung am Dienstag die unter der Nummer 6 aufgeführte Subsidiaritätsange-

legenheit, Bundesratsdrucksache 400/17, betreffend: "Vorschlag für eine Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen und 

des Verfahrens für Auskunftsersuchen der Kommission an Unternehmen und Unter-

nehmensvereinigungen in Bezug auf den Binnenmarkt und damit verbundene Berei-

che", beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf 

Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Be-

denken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Es sind dies die Drucksa-

che 17/17484 sowie die Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/17536. Die Bera-

tung im Bundesrat ist für den morgigen Freitag vorgesehen. Die Beschlussempfehlung 

und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu sind in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla-

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 

Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

CSU, SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie Frau Claudia Stamm. 
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Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.
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